
~~"3~ (Jcr Beilagen zu den Stt:nographischcn Protokollen 

DER BUNDESMINISTER 

FÜR JUSTIZ 

7044/1-Pr 1/80 

An den 

des Na"} I •. rv G b .-'- ona ra~cs .i\.. • ::csctz!.!'::: !:n::3p~:·:!6de. 

.Herrn Präsidenten des Nationalrates 

zur Zahl 608/J-N~/1980 

(,.fb fAS 

1980 "08- n 1 
zu ·6oe IJ 

Die schriftliche Anfrage der Abgeordneten zum - .: 

Nationalrat Dro K 0 11 1 mai e r und Genossen (60S/J), 
betreffend die strafrechtliche Verfolgung falscher Beweis­
aussagen vor einem parlamentarischen UntersuchQngsausschuB, 
bea.11.tworte ich folgtg 

·Zu 1: 

Die Wortprotokolle über die vor dem parlamen­
tarischen Untersuchungsausschuß im Jahr 1977 abgelegten 
Zeugenaussagen wurden dem Landesgericht für Strafsachen 
Wien zu dem dort anhängigen Verfahren gegen Ingo Alois 
Weichselbaumer und andere, AZ 28 c Vr 438/77, am 10. Juni 
1977 übermittelt und von der Staatsal1\'laltschaft Wien zu 
AZ 15 St 2330/77 einer strafrechtlichen Prüfung unterzogen. 

Zu 2 und 3~ 
a) Die Überprüfung umfaßte alle Zeugenaussagen. 
b) F>1it Ausnahme der Aussagen von zwei Personen 

ergaben sich keine konkreten AnhaltspunktefUr eine vor­
sätzlich fa.lsche Beweisaussage vor dem parlamentarischen' 
Untersuchungsausschuß, weshalb gegen andere Personen~ zu 
denen auch die in dieser Anfrage genannten Zeugen gehörten, 
nichts veranlaßt wurde" Bei. den erwäh ... "1ten zwei Zeugen kam 
zwar die Staatsanwaltschaft Wien zu dem ErgebniS? daß durch 

. die von ihnen deponierten Angaben in objelctiver und sub-
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jektiver Richtung der Tatbestand nach dem § 288 Abs .. 3 StGB 
,.. ., . 11' I. • b ; d P erfüllt ... ·rurue f SJ.8 O~ __ J.g"\..e aDer e_~ en ersonen Aussagenot-

stand im SiRYle des § 290 Abs~1 Z.2 StGB zu, weil in diesem 
Zei t"P1111..lct zu befUrchten war? daß sie in strafgerichtliche 
Untersuchung gezogen '\.rUrden; und ihnen nicht zumutbar \'lar, 
trotz des ihnen drohenden Nachteils '\'1 ahrhe i tsgemäß aus zusagen 0 

Zu den Bederu~en gegen die Richtigkeit von Beweis­

a.ussagen der unter Punkt 1+ der Anfrage genannten Personen 

wird darauf hinge",iesen~ daß in Fällen 9 in denen nicht die 
'I'atsache einer bestirrliTIten Begebenheit, sondern bloß das 
konkret bezughabende persönliche Erin..'I1erungsvermögen in Ab­
rede gestellt wird 9 nach der forensischen Praxis der sub­
jelctive 'fatnachweis nicht zu erbringen ist" 

c) Aus den 'Lh'1ter b) a.Ylgeführten Ervlägungen gab die 

Staatsanwaltschaft Wien beim Untersuchungsrichter des Landes­
gerlchtes für Strafsachen '\'lien die ErklärlLYlg ab y daß zu 
einer Verfolgung ,,,egen § 288 Abs. 3 StGB kein Grund' gefunden 

wird (§ 90 AbsQ1 StPO)o 

Zu 4 und 6
c
g 

Aus den zu Ptmkt 2 angefUhrten Überlegungen \;rurden 
gegen keine der vor dem parlamentarischen Untersuchungsaus- . 
schuß als Zeugen vernommenen Personen VerfolgtL."'1.gshandlungen 

'wegen § 288 Abs" 3 StGB gesetzt. Ein gerichtliches. Strafver"'; 

fahren wurde daher nicht eingeleitet" 

f.:~l 5 und 7 ~ 
Ich verweise auf meine Ant\llort zu 2 und 4& 

30 . .Juli 1980 

. ~ " 
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